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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 9 V 14/14 B 
 
L 4 VK 4/13 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 4 VK 9/10 (SG Mainz) 
 
 
 
………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Brandenburg, 
vertreten durch Landesamt für Soziales und Versorgung - Landesversorgungsamt, 
Lipezker Straße 45/Haus 5, 03048 Cottbus, 
 
 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. April 2014 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l ,   die Richterin   Dr.  R o o s     

und den Richter   Dr.  R ö h l  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 8. Januar 2014 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat gegen die Nichtzulassung der Revision in dem ihm am 22.1.2014 zugestellten 

Urteil des LSG Rheinland-Pfalz vom 8.1.2014 mit einem von ihm unterzeichneten Schreiben 

vom 12.3.2014, beim BSG eingegangen am selben Tag, Beschwerde eingelegt. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, da sie nicht innerhalb der am Montag, dem 24.2.2014 endenden 

einmonatigen Beschwerdefrist (§ 160a Abs 1 S 2, § 64 Abs 2 und 3, § 63 Abs 2 SGG, §§ 180, 

182 ZPO) von einem gemäß § 73 Abs 4 SGG vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmäch-

tigten unterzeichnet worden ist. Auch liegen keine Gründe vor, dem Kläger Wiedereinsetzung in 

den vorigen Stand zu gewähren; der Kläger hat weder Tatsachen, die zu einer Wiedereinset-

zung führen können, glaubhaft gemacht noch hat er die versäumte Rechtshandlung formgerecht 

nachgeholt. Auf das Erfordernis, sich vor dem BSG durch einen der in § 73 Abs 4 SGG aufge-

führten Prozessbevollmächtigten vertreten zu lassen, ist der Kläger in der Rechtsmittelbelehrung 

des LSG-Urteils hingewiesen worden. 

 

Gegen den sog Vertretungszwang vor dem BSG bestehen keine verfassungsrechtlichen Beden-

ken. Dies haben mehrfach sowohl das BSG (BSG SozR Nr 20 und Nr 43 zu § 166 SGG) als 

auch das Bundesverfassungsgericht - BVerfG - (BVerfG SozR 1500 § 166 Nr 10, BVerfG SozR 

3-1500 § 160a Nr 7 S 13) zur Vorläufervorschrift des § 73 Abs 4 SGG in § 166 SGG aF 

entschieden. Für § 73 Abs 4 SGG kann nichts anderes gelten. Auch ein Verstoß gegen den 

durch Art 6 Europäische Menschenrechtskonvention garantierten Anspruch auf Zugang zum 

Gericht ist in dem Vertretungszwang vor dem BSG nicht zu sehen (BSG Beschlüsse vom 

21.8.2003 - B 3 P 8/03 B - und 27.1.2005 - B 11a/11 AL 265/04 B). 

 

Die vom Kläger selbst eingelegte Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 

SGG ohne Beteiligung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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